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eine sehr verehrten Da-
men undHerren, haben
Sie einmal Erfahrungen
mit dem Preis- und

Sühneamt der Universitätsstadt
Tübingen gemacht? Ja? Dann leben
Sie schon sehr lange hier, denn die-
ses Amt wurde vor genau 50 Jah-
ren aufgelöst. Damals, um genau
zu sein am 31. Dezember 1967, wur-
de die Mietpreisbindung in unse-
rer Stadt aufgehoben.DasAmt, das
darüber zuwachen hatte, dass Ver-
mieter die jeweils gültigen Richt-
sätze einhalten, hatte keine Aufga-
be mehr und konnte entfallen.
Nach den Richtsätzen musste man
sich richten. Faktisch waren sie ei-
ne Preisobergrenze. (...) Es ist für
mich eine überraschende Erkennt-
nis, dass die Zeit weitgehend freier
Mietpreisvereinbarungen erst vor
50 Jahren begonnen hat.

Was hat damals die Wende zur
freien Preisbildung herbeigeführt?
Die Mietshausbestände waren im-
mer mehr in die Jahre gekommen,
und die Eigentümer hielten sich
mit Modernisierungen sehr zu-
rück. Das war ein Beleg für ein Ar-
gument, das sich in jeder Debatte
über Mieterschutz wiederfindet
und im Grundsatz nicht falsch ist:
Vermieter investieren selten,wenn
es sich finanziell nicht für sie
lohnt. Die Mietpreisbindung war
zum Investitionshemmnis gewor-
den. Allerdings müssen wir uns
heute wohl fragen, ob das Kind
nicht mit dem Bade ausgeschüttet
wurde.

Wohnen sehr weitgehend dem
Markt zu überlassen, hat in den
letzten Jahren einen dramatischen
Anstieg der Mieten, der Woh-
nungspreise und der Grundstücks-
werte in den prosperierenden
deutschen Städten gestattet. Wer
Immobilienvermögen hat, kann
sich über satte Gewinne freuen.
Für immermehrMieterwirdWoh-
nen aber unbezahlbar. Und für im-
mer mehr junge Familien wird aus
dem Traum von den eigenen vier

Wänden ein finanzieller Alp-
traum. Für Tübingen gilt das leider
in besonderem Maße. In manchen
Rankings wird unsere Stadt unter
den zehn teuersten der Republik
geführt. Auf den einschlägigen
Plattformen im Internet werden
Wohnungen für mehr als 20 Euro
proQuadratmeter angeboten.

Wohnbauland erzielt Spitzen-
preise über 1500 Euro proQuadrat-
meter. Nur ein Teil dieses Preisan-
stiegs geht auf die hervorragende
Auslastung des Bauhandwerks und
steigende Baukosten zurück.
Wenn eine neue Wohnung für
6000 Euro pro Quadratmeter über
den Tisch geht, dann hat der Bau-
träger daran 1500 Euro pro Quad-
ratmeter verdient, der Vorbesitzer
des Grundstücks nochmals 1500
Euro. Wenn unsere städtische
Wohnungsbautochter GWG auf ei-
genem Grundstück neueWohnun-
gen errichtet, kann sie diese für
acht Euro pro Quadratmeter kos-
tendeckend anbieten. Auf dem
freien Markt kostet die gleiche
Wohnungmittlerweile zwölf Euro.

Die sozialen Verwerfungen, die
aus dieser Entwicklung entstehen,
sollten wir nicht unterschätzen.
(...) Wenn aber Vollzeit arbeitende
Krankenschwestern, Zahnarzthel-
ferinnen oder Beamte bei Polizei
und Feuerwehr sich eineWohnung
nicht einmal mehr zur Miete leis-
ten können, dann sind die Grund-
festen eines Gemeinwesens in Ge-
fahr. Diesen Punkt haben wir viel-
leicht schon überschritten, denn in
den genannten Berufsgruppen
bleiben einem oft nicht mehr als
1500 Euro monatlich zum Leben
und davon kann man kaum 1000
EuroWarmmiete für eineDreizim-
merwohnung bezahlen. (...)

Auf der anderen Seite wächst
der Wohlstand all derjenigen, die

M
über Immobilienvermögen verfü-
gen. Allein der Preisauftrieb der
letzten zehn Jahre hat in Tübingen
eine Wertsteigerung der Wohnim-
mobilien von grob geschätzt vier
MilliardenEuro ergeben. (...)

Ich glaube, dass eine große
Mehrheit derMenschen in unserer
Stadt eine Politik erwartet, die
Wohnen wieder für alle bezahlbar
macht, ganz gleich, ob sie das di-
rekt betrifft oder die Erzieherin in
der Kita, die Kassiererin im Non-
nenhaus oder den Altenpfleger im
Pauline-Krone-Heim, die man
schätzt und kennt.

Wo könnte eine solche Politik
ansetzen? Um die richtigen Stell-
schrauben zu finden, müssen wir
die Ursachen des Preisanstiegs
verstehen. Manche sagen, Mario
Draghi ist schuld. Es stimmt si-
cherlich: Die Negativzinsen der
EZB haben sehr viel Kapital in Be-
tongold umgeleitet. (...) Andere sa-
gen, die restriktive Flächenpoli-
tikder Stadt sei schuld.Wollenwir
wirklich, dass zwischen Derendin-
gen undWeilheim allesGrün zuge-
baut wird? Oder sollten wir mit ei-
nem Waldhäuser-West eine neue
Trabantenstadt im Stil der 70er
Jahre errichten? Ich erinnere dar-
an, welch intensive Debatte über
das verträgliche Wachstum unse-
rer Stadtwir im letzten Jahr hatten.
Schon sechs Hektar für Gewerbe
in der Au oder vier Hektar für die
klinische Forschung in der Sarch-
halde waren für viele zu viel. Wie
soll es uns da gelingen, Akzeptanz
für weit in die Freiräume ausgrei-
fende Neubaugebiete zu schaffen?
Im Jahr 2016 haben wir 600 neue
Wohnungen genehmigt, im letzten
Jahr über 750. Das ist doppelt so
viel wie im langjährigen Durch-
schnitt von etwa 300.

Auf die Preise hatte das keiner-
lei Einfluss. Angesichts der stei-
genden Immobilienpreise in der
ganzen Region Stuttgart müssten
wir Hunderte von Hektar Wohn-
bauland bereitstellen, um in Tü-
bingen die Preise zu dämpfen. Ich
halte das wie die meisten Men-
schen in unserer Stadt für eine
grauenhafteVorstellung. (...)

Der Deutsche Städtetag hat die
Bundesregierung schon 2013 auf-
gefordert, eine Mietpreisbremse
einzuführen. Das hat sie getan,
doch leider so halbherzig, dass sie
keinerleiWirkung entfaltet. (...)

Die Städte müssen wieder die
Möglichkeit erhalten, die ortsübli-
che Vergleichsmiete zu einem ver-
bindlichen Maßstab zu machen.
Wir brauchen wieder ein Miet-
obergrenzengesetz. Einfach ge-
sagt: Mehr als derMietspiegel vor-
sieht, darf eine Wohnung nicht
kosten. Jedenfalls dann nicht,
wenn der Mietspiegel sehr aus-
kömmliche Einnahmen für Ver-
mieter ausweist und der Gemein-
derat der Stadt sich für eine Miet-
obergrenzensatzung entscheidet.
Ich bin mir sicher, in Tübingen
hättenwir eine deutlicheMehrheit
für einen solchen Schritt. (...)

Heute haben die Sondierer in
Berlin ein 28-seitiges Ergebnispa-
pier veröffentlicht. Was dort steht,
ist leider mutlos und deswegen
nicht ermutigend. Die Mietpreis-
bremse soll erst im Jahr 2020 auf
Ihre Wirksamkeit hin geprüft wer-
den. Dann ist es noch ein Jahr bis
zur Wahl, passieren wird folglich
gar nichts. Ich hoffe, dass die Gro-
ße Koalition, die wohl kommt,
noch nachbessert. Es bleibt uns
nur, den Spielraum ausnutzen, den
wir im Rahmen der kommunalen
Selbstverwaltung haben. Deshalb
haben wir im letzten Jahr damit
begonnen, das Programm „Fairer
Wohnen“ zu entwickeln. Der Ge-
meinderat wird darüber in diesem
Jahr entscheiden. Ich möchte Ih-
nen heute die Elemente vorstellen,
von denen ich mir die größte Wir-
kung verspreche.

Unsere städtischeWohnungs-
bautochter GWG hat die Wei-
chen bereits neu gestellt. In den
letzten zehn Jahren war die wich-
tigste Aufgabe die Sanierung der
oft arg heruntergekommenenHäu-
ser. Fast die Hälfte der 2000 Woh-

nungen im Eigentum der GWG
wurde zu Gunsten des Wohnkom-
forts und des Klimaschutzes rund-
um erneuert. Das war ein finanzi-
eller und organisatorischer Kraft-
akt. Mit dem Aufsichtsrat ist be-
reits vereinbart, dass wir die Stra-
tegie nun ändern. Im Vordergrund
steht im kommenden Jahrzehnt
der Neubau: Die Zahl der Woh-
nungen imEigentumderGWGsoll

in zehn Jahren um 25 Prozent auf
2500 steigen. Die Geschäftsfüh-
rung der GWG hat die dafür not-
wendigen Grundstücke in ihrem
Besitz bereits identifiziert und ei-
ne solide Finanzierung dargestellt.
Das ist eine wirklich gute Nach-
richt, denn imDurchschnitt bezah-
len Mieter der GWG etwas über
sechs Euro pro Quadratmeter
Wohnraum. (...)

Schon beschlossen hat der Ge-
meinderat, dass wir nur nochBau-
land ausweisen, wenn alle Grund-
stücke zuvor an die Stadt verkauft
sind. Das verhindert, dass Bauland
über Jahrzehnte als Baulücke lie-
gen bleibt, und es verhindert Spe-
kulation und Mondpreise. (...) Et-
wa 30 Prozent der Grundstücke
werden dort für sozialen Woh-
nungsbau und Projekte mit gesell-
schaftlichem Mehrwert preisver-

günstigt reserviert. DieUnkenrufe,
die Stadt werde nie an die Grund-
stücke kommen, haben sich nicht
bewahrheitet. (...) Wir werden un-
ser Ziel erreichen, pro Jahr ein
Baugebiet in einem unserer Teilor-
te bereitzustellen. Und weil die
Stadt die Preise festlegt, werden
sie bezahlbar bleiben. Allerdings
gilt das bisher nur für den Käufer,
nicht für dieMieter. In diese Lücke
soll das Programm „Fairer Woh-
nen“ stoßen: Auch in den Bauge-
bieten der Teilorte soll gelten, dass
der Mietspiegel die Obergrenze
für den Preis von Wohnungen in
Mietshäusernwird.

Bei der Vergabe städtischer
Grundstücke wollen wir in der
Kernstadt einenDrittelmix einfüh-
ren: ein Drittel sozialer Woh-
nungsbau, ein Drittel für beson-
ders innovative Genossenschaften
oder Baugruppen, ein Drittel freier
Markt, aber größtenteils gebunden
an denMietspiegel. Auf ein ganzes
Quartier gerechnet ist unser Ziel,
dass die Hälfte der Wohnungen
deutlich unter dem Mietspiegel
bleibt und weitere 40 Prozent die
ortsübliche Vergleichsmiete nicht
mehr überschreiten dürfen. Plaka-
tiv gesagt: Die neuen Baugebiete
sollen 90 Prozent fair und zehn
Prozent frei sein. Dank unserer ak-
tiven Bodenpolitik wird das in den
kommenden Jahren einen erhebli-
chen Teil der Neubaugrundstücke
betreffen.

Zu den Baugebieten in den Teil-
orten kommen unter anderem
auch das Gebiet am Hechinger
Eck, größere Flächen rund um den

Westbahnhof und das bisherige
Landesgrundstück zwischen
Stadtwerken und B 27. Die Stra-
ßenmeisterei, die sich derzeit dort
befindet, wird noch dieses Jahr
nach Dußlingen verlagert. Das er-
laubt uns, sehr bald das Französi-
sche Viertel erheblich zu erwei-
tern undmit dem Lorettoviertel zu
verbinden. Ein herzliches Danke-
schön an dieser Stelle an unseren
Landrat Joachim Walter, der dem
Wunsch der Stadt zur Verlegung
der Straßenmeisterei entsprochen
hat.

Für Neubauten, die nicht auf
städtischen Flächen entstehen,
wollen wir ebenfalls steuernd ein-
greifen. Schon seit fünf Jahren ver-
langen wir, dass Sozialwohnungen
errichtetwerden,wenn ein Bauträ-
ger neuesPlanrecht von der Stadt
benötigt, weil das geltende Bau-
recht nicht passt. So ist es bei-
spielsweise in der Ölmühle in De-
rendingen oder am Güterbahnhof
geschehen. Ich erwarte, dass des-
halb dieses Jahr mehr als 150 neue
Sozialwohnungen in Tübingen auf
denMarkt kommen. (...)

Das reicht zwar bei weitem
nicht aus, ist aber im Vergleich mit
der Vergangenheit und mit dem
Land ein sehr guter Wert: Im ers-
ten Jahrzehnt unseres Jahrhun-
derts wurde in Tübingen gar keine
neue Sozialwohnung errichtet,
weil das Land seine Förderung auf
Null zurückgefahren hatte. Und
seit die Förderung wieder einge-
setzt hat, wurde sie andernorts
kaum beansprucht: Im Jahr 2013
wurden in ganz Baden-Württem-
berg 73 neue Sozialwohnungen ge-
baut, erst im Jahr 2016 wurde die
Marke von 1000 neuen Wohnun-
gen überschritten. Mit dem Pro-
gramm „Fairer Wohnen“ wollen
wir auch in Zukunft einen erhebli-
chen Teil der Fördermittel nach
Tübingen holen und unsere Vorga-
ben an die Projektentwickler noch
ausweiten: 30 Prozent der privaten
Flächen, für die wir neues Pla-
nungsrecht schaffen, sollen für so-
zialen Wohnungsbau genutzt wer-
den.

Neben der Frage, wie wir mit
städtischen und privaten Grund-
stücken umgehen, beschäftigt uns
bei „Fairer Wohnen“ auch die Fra-
ge der geeigneten Akteure. Tü-
bingen war schon in den letzten
Jahrzehnten stark darin, Stadtent-
wicklung nicht nur mit großen In-
vestoren voranzutreiben, sondern
auf eineVielzahl vonGruppen und
Initiativen zu setzen. (...)

Doch wir haben ein Problem,
das sich allein mit dem Neubau
von Wohnungen nicht mehr lösen
lässt: Im Jahr 2000, als die Landes-
regierung die Förderung für den
sozialen Wohnungsbau gestrichen
hatte, gab es inTübingen noch 1250
Sozialwohnungen. Im Jahr 2010
waren nur noch 1000 übrig. Das
liegt daran, dass die Sozialbindung
zeitlich befristet ist. (...) In Zukunft
sollten wir wieder 30-jährige Bin-
defristen vereinbaren, sonst bauen
wir demBedarf immer hinterher.

Um mehr günstigen Wohnraum
anbieten zu können, reicht der
Neubau also auf keinen Fall aus.
Wir müssen Sozialwohnungen
im Bestand schaffen. Das ist neu-

erdings tatsächlich möglich. Land
und Bund haben nach der Flücht-
lingskrise erkannt, dass sie wieder
in sozialenWohnungsbau investie-
ren müssen. Eine Forderung, die
vorher lange ungehört verhallt ist.
Nun steht sehr viel mehr Geld zu
besseren Bedingungen zur Verfü-
gung. Besonders interessant für
Tübingen ist die Belegungsbin-
dung bestehender Wohnungen.
Jeder Eigentümer einer Mietwoh-
nung, auch private, können sich bis
zu 700 Euro Zuschuss pro Quad-
ratmeter Wohnraum auszahlen
lassen, wenn sie sich dazu ver-
pflichten, die Wohnung 30 Jahre
lang 33 Prozent günstiger als nach
dem Mietspiegel zu vermieten.
Das entspricht derzeit einer Miete
zwischen sechs und sieben Euro,
ist also tatsächlich bezahlbar. (...)

Mit dem Einsatz all dieser Inst-
rumente sollte es uns gelingen, pro
Jahr 200 Wohnungen neu in die
Mietpreisbindung der Landesför-
derung zu bringen und weitere 200
Wohneinheiten in Baugruppen
oder Mietspiegelbindung. Inner-
halb eines Jahrzehnts würde ein
preisgeschützter Markt von 4000
Wohnungen entstehen, der den
dringendsten Bedarf an bezahlba-
remWohnraumdeckt. (...)

Heute will ich Ihnen nur noch
ein aktuelles Beispiel für einen aus
meiner Sicht dramatischen Rege-
lungsbedarf auf einem ganz ande-
ren Feld geben. (...) In der inneren
Mongolei ist im August letzten Jah-
res eine Mine eröffnet worden, de-
ren prognostizierter Stromver-
brauch dem gesamten Stromver-
brauch aller Einwohner undBetrie-
be unserer Stadt entspricht. Und
das, obwohl in der mongolischen
Mine kein Bagger und kein Förder-
band steht. Es gibt dort nur acht
überdimensionale Kühlhäuser, in
denen 25000 sogenannteAntminer
arbeiten. Das sind Hochleistungs-
rechner, die 24 Stunden am Tag
Bitcoins schürfen. (...)

Man kann also mit Fug und
Recht sagen: Das Bitcoin-Finanz-
system ist die größte Energiever-
schwendung und die brutalste Kli-
mazerstörung in der Geschichte
des Geldes. (...) Setzt sich das fort,
wird der StromverbrauchdesNetz-
werkes schon 2020 den gesamten
Energiebedarf Deutschlands über-
treffen. (...) Erst gestern konnte
man lesen, dass China und Südko-
rea das Bitcoin-Mining verbieten
wollen, weil der immense Energie-
verbrauch die Versorgung mit
Stromgefährdet. (...)

Wohnenwieder für alle bezahlbarmachen
Dokumentation Der Tübinger Oberbürgermeister Boris Palmer wirbt beim Neujahrsempfang für ein Bündel von Regulierungen, kündigt
Neuerungen an und kritisiert Bitcoins als Energieverschwender. Das TAGBLATT veröffentlicht hier etwa die Hälfte der Rede.

Ein Paket vonMaßnah-
men ist dasProgramm
„FairerWohnen“.Diewich-
tigsten Inhalte hatOBBo-
ris Palmer in seinerNeu-
jahrsrede (siehediese Sei-
te) dargestellt.DerGe-
meinderatwar sich am
Donnerstag einig imZiel,

dringendetwas gegendie
VerteuerungdesWohnens
tun zumüssen.Auchdie
Inhalte kamen insgesamt
gut an.DerRat beschloss
dieGrundsätze ohneGe-
genstimmebei fünf Ent-
haltungen ausCDU,FDP
unddes fraktionslosen

JürgenSteinhilber.CDU
undTübinger Listemein-
ten, Investorendürften
nicht abgeschrecktwer-
den.Sonstwerdeprivat zu
wenig gebaut.Dietmar
Schöning (FDP)war alles
„nicht umfassendund
konkret genug“..

Das Programm„FairerWohnen“ imGemeinderat

Dann sind die
Grundfesten

eines Gemeinwesens
in Gefahr.

Oberbürgermeister Boris Palmermit Amtskette bei seiner Rede in der Neuen Aula. Bild: Sommer

Die neuen Bau-
gebiete sollen 90

Prozent fair und zehn
Prozent frei sein.

Das Bitcoin-
Finanzsystem ist

die größte Energie-
verschwendung und
die brutalste Klima-
zerstörung in der Ge-
schichte des Geldes.


